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Lehrpersonen und Dozierende werden an Schweizer Schulen und
Hochschulen  oftmals  mit  einem  unregelmässigen
Beschäftigungsgrad angestellt. So auch die Dozierenden an der
Zürcher Hochschule der Künste (ZHdK). Dieses Anstellungsmodell
wird  von  der  Anstellungsbehörde  mit  stark  schwankenden
Unterrichtsverpflichtungen  begründet.  Doch  darf  das  Risiko,
dass die Anstellungsbehörde keine Einsatzmöglichkeit für ihre
Mitarbeitenden hat, überhaupt auf die Angestellten abgewälzt
werden oder handelt es sich nicht um das Betriebsrisiko der
Arbeitgeberin?  Unter  welchen  Voraussetzungen  sind
Anstellungsverfügungen mit unregelmässigem Beschäftigungsgrad
erlaubt?  Diese  und  weitere  Fragen  werden  im  nachstehenden
Beitrag  unter  Bezugnahme  auf  das  Urteil  des
Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich VB.2017.00257 vom 10.
Januar 2018 beantwortet.

Der konkrete Sachverhalt Mit (Grund-)Verfügung vom 23. Mai
2014 wurde A ab dem 1. August 2014 unbefristet und mit einem
Pensum in einer Bandbreite von 50 bis 80 % angestellt. Mit
Schreiben vom 15. Juni 2016 teilte die ZHdK A mit, ihr Pensum
für  das  Herbstsemester  2016/2017  betrage  58.92  %.  Der
Beschäftigungsgrad der früheren Semester sah wie folgt aus:
Herbstsemester 2014/2015 und Frühjahrssemester 2015 je 100 %,
Herbstsemester  2015/2016  73.55  %,  66.28  %  für  das
Frühjahrssemester  2016  und  58.92  %  für  das  Herbstsemester
2016/2017.  Gegen  die  individuelle  Leistungsvereinbarung  vom
15.  Juni  2016  erhob  A  am  6.  Juli  2016  Rekurs  bei  der
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Rekurskommission  der  Zürcher  Hochschule,  welche  das
Rechtsmittel mit Beschluss vom 9. März 2017 abwies. Am 18.
April 2017 reichte A Beschwerde beim Verwaltungsgericht des
Kantons  Zürich  ein  und  beantragte,  die  Verfügung  «Pensum
Herbstsemester 2016/2017» vom 15. Juni 2016 sei dahingehend
abzuändern, dass ihr für das Herbstsemester 2016/2017 und für
die künftigen Semester ein fixes Arbeitspensum von 80 oder
100  %  zugewiesen  werde.  Die  Beschwerdeführerin  brachte  in
ihrer Begründung nichts gegen die angefochtene individuelle
Leistungsvereinbarung  für  das  Herbstsemester  2016/2017  vor.
Tatsächlich  wendete  sie  sich  ausschliesslich  gegen  die
Grundverfügung vom 23. Mai 2014, indem sie die Zulässigkeit
des  Bandbreitenmodells  als  solches  bestritt.  Das  Zürcher
Verwaltungsgericht wies die Beschwerde von A ab. Das sog.
Bandbreitenmodell  in  Anstellungsverfügungen  Bei
Anstellungsverfügungen  mit  einem  Bandbreitenmodell  wird  ein
minimaler und maximaler Beschäftigungsgrad (bspw. ein Pensum
zwischen  50  und  80  %)  definiert.  Der  konkrete
Beschäftigungsgrad  wird  für  jedes  Semester  mittels
individueller  Leistungsvereinbarung  neu  festgelegt.  Die
Grundlage für das Bandbreitenmodell findet sich bei der ZHdK
in § 10 des Anstellungsreglements. Dieses Beschäftigungsmodell
dient dazu, die Ungewissheit hinsichtlich der Studierendenzahl
oder des Zustandekommens einzelner Studienfächer abzufedern.
Dadurch  wird  ein  an  sich  vom  Arbeitgeber  zu  tragendes
unternehmerisches  Risiko  faktisch  auf  die  Arbeitnehmenden
überwälzt. Dies ist nicht unproblematisch. Zulässigkeit des
Bandbreitenmodells  Da  mit  dem  Bandbreitenmodell  eine
Übertragung  des  unternehmerischen  Risikos  auf  den
Arbeitnehmenden  einhergeht,  ist  gemäss  Zürcher
Verwaltungsgericht  zwingend  eine  gesetzliche  Grundlage
erforderlich.

Das  Bandbreitenmodell  der  ZHdK  ist  in  ihrem
Anstellungsreglement  festgelegt.  Bei  diesem
Anstellungsreglement handelt es sich um eine Regelung, welche
von einem schulinternen Organ erlassen wurde und somit nicht



demokratisch legitimiert ist. Das Zürcher Verwaltungsgericht
erwog, das Bandbreitenmodell könne sich nicht allein auf ein
schulinternes  Anstellungsreglement  stützen.  Weder  das
kantonale Fachhochschulgesetz noch die Personalverordnung der
Zürcher Fachhochschule sehe ein solches Bandbreitenmodell vor.
Ein solches Modell müsse zumindest in der Personalverordnung
vorgesehen sein.

Grundverfügung und individuelle Leistungsvereinbarung Mit der
Grundverfügung  wurde  A  unbefristet  als  Dozentin  in  einem
Bandbreitenmodell (Beschäftigungsgrad zwischen 50 und 80 %)
angestellt. Der konkrete Beschäftigungsgrad wurde für jedes
Beschäftigungsjahr mittels individueller Leistungsvereinbarung
neu festgelegt.

Die  Problematik  der  Rechtskraft  der  Grundverfügung  Die
Grundverfügung  vom  23.  Mai  2014  erwuchs  unangefochten  in
Rechtskraft. Es stellt sich die Frage, ob sich A ungeachtet
dessen auch zum jetzigen Zeitpunkt noch gegen die Verfügung
vom  23.  Mai  2014  wenden  kann  oder  sich  die  unterlassene
Anfechtung entgegenhalten lassen muss.

Argumentation der Angestellten A1.

A  brachte  vor  Verwaltungsgericht  vor,  die  individuellen
Leistungsvereinbarungen der Jahre 2013 bis 2015 seien für sie
«nicht zu beanstanden» gewesen, weshalb sie auch keinen Grund
gesehen  habe,  die  Anstellungsverfügung  anzufechten.  Ein
Nachteil sei ihr erst mit der Verfügung vom 15. Juni 2016
entstanden.  Aus  diesem  Grund  sei  zu  prüfen,  ob  §  10  des
Anstellungsreglements eine genügende Rechtsgrundlage für eine
«zulässige variable Bandbreitenanstellung» darstelle.

Erwägungen des Verwaltungsgerichts2.

Das Verwaltungsgericht erwog, die Verfügung vom 15. Juni 2016
stütze sich gerade nicht auf den von A beanstandeten § 10 des
Anstellungsreglements der ZHdK. In der Verfügung vom 15. Juni



2016 wird kein Bandbreitenmodell bzw. keine Anstellung mit
unregelmässigem  Beschäftigungsgrad  festgelegt,  sondern
vielmehr das genaue Pensum für das Herbstsemester 2016/2017.
Gemäss  Verwaltungsgericht  gehe  aus  der  Beschwerdebegründung
klar  hervor,  dass  es  A  einzig  um  das  mit  der
Anstellungsverfügung  vom  23.  Mai  2014  eingeführte
Bandbreitenmodell bzw. ihre Anstellung in einem solchen gehe.
Seit dem Erlass der Anstellungsverfügung vom 23. Mai 2014
musste A klar sein, dass der ZHdK die Befugnis zukam, ihr nach
Bedarf  bzw.  Studierendenzahl  ein  Pensum  innerhalb  der
Bandbreite  zuzuweisen.  Die  von  A  vorgebrachte
«Schlechterstellung» erfolgte gemäss Verwaltungsgericht nicht
erst mit der Verfügung vom 15. Juni 2016, sondern bereits mit
der Grundverfügung vom 23. Mai 2014.

Das Verwaltungsgericht führte weiter aus, A habe es nicht nur
unterlassen,  die  Verfügung  vom  23.  Mai  2014  anzufechten;
vielmehr habe sie sich auch gegen keine der seither ergangenen
individuellen  Leistungsvereinbarungen  gewandt.  Bei  den
Leistungsvereinbarungen für das Herbstsemester 2015/2016 und
Frühlingssemester 2016 wurde, genau wie mit der individuellen
Leistungsvereinbarung vom 15. Juni 2016 ein in der Bandbreite
liegendes  Pensum  festgelegt.  Im  Hinblick  auf  die
Leistungsvereinbarung vom 15. Juni 2016 fand am 11. Mai 2016
ein Gespräch mit der zuständigen Gesamt- und Betriebsleitung
statt.  Die  Gesprächsnotiz  lässt  keinen  Widerspruch  von  A
hinsichtlich des in Aussicht gestellten Pensums erkennen.

Das Verwaltungsgericht entschied, die Dozierende A habe sich
treuwidrig bzw. rechtsmissbräuchlich verhalten, wenn sie sich
nun  plötzlich,  ungeachtet  dieser  jahrelangen
Widerspruchslosigkeit, gegen ein wie bereits in den beiden
vorangegangenen Semestern in der Bandbreite liegendes Pensum
wehre.

Fazit Das Urteil liefert zwei wichtige Erkenntnisse: Zum einen
bedarf das Bandbreitenmodell einer Grundlage in einem Gesetz



oder einer Verordnung. Eine Regelung des Bandbreitenmodells
auf  Stufe  eines  Anstellungsreglements  einer  Hochschule  ist
unzulässig. 

Zum  anderen  muss  sich  der  Angestellte  bei  einer
Anstellungsverfügung  mit  einem  Bandbreitenmodell  sofort
dagegen wehren. Denn der Angestellte muss nach dem Erlass der
Grundverfügung mit einem Bandbreitenmodell damit rechnen, dass
ihm ein Pensum innerhalb dieser Bandbreite zugewiesen wird.
Dieser  Widerspruch  ist  selbst  dann  notwendig,  wenn  dem
Angestellten in Aussicht gestellt wird, dass er im ersten
Semester  einen  höheren  Beschäftigungsgrad  ausserhalb  der
Bandbreite zugewiesen erhält. 

Nach  Ablauf  der  Rechtsmittelfrist  wird  die  Grundverfügung
rechtskräftig und die Anstellungsbehörde erhält die Befugnis,
dem Angestellten nach Bedarf bzw. Studierendenzahl ein Pensum
innerhalb  der  Bandbreite  zuzuweisen.  Liegt  das  Pensum
innerhalb der Bandbreite, kann sich der Angestellte nicht mehr
gegen das Bandbreitenmodell wehren. Und zwar auch dann nicht,
wenn das Bandbreitenmodell in einer ungenügenden gesetzlichen
Grundlage vorgesehen und damit unzulässig ist.  

 


